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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 123 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zur Förderung von Rechtskundeunterricht1 

1. Es ist festzuhalten, dass die Zukunft der Europäischen Union auf den Kindern und 
Jugendlichen basiert.

2. Die Komplexität der Anforderungen an die Bürgerinnen und Bürger steigt zusehends.

3. Dementsprechend ist es sinnvoll, jeder Unionsbürgerin/ jedem Unionsbürger die 
Möglichkeit zur Verfügung zu stellen, juristische Grundkenntnisse zu erwerben.

4.  Dies ist durch vielfältige Maßnahmen zu erreichen: Einführung eines 
Rechtskundeunterrichtes in den Schulen alternativ und/oder ergänzend dazu Initiativen und 
Programme zur Förderung des Bewusstseins der europäischen Rechte und Pflichten und zur  
Einführung in die für den jeweiligen Beruf relevanten Rechtsnormen. 

5. Die Kommission wird somit aufgefordert, derartige Initiativen und Projekte an Schulen und 
im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung zu fördern, um die Unionsbürger 
optimal auf die Anforderungen einer komplexen modernen Welt vorzubereiten.

6.   Diese Erklärung wird der Kommission mit den Namen der Unterzeichner übermittelt. 

1 Gemäß Artikel 123 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


